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I M  N A M E N  D E R  R E P U B L I K !  

 

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag.a Karin GASTINGER, MAS als 

Vorsitzende und die Richterin Mag.a Karin RETTENHABER-LAGLER sowie den fachkundigen 

Laienrichter Mag. Gerald SOMMERHUBER als Beisitzer über die Beschwerde von XXXX , geb. 

XXXX , gegen den Bescheid des Sozialministeriumservice, Landesstelle Kärnten, vom 

25.08.2023, betreffend die Abweisung des Antrages auf Erhöhung der gewährten 

Beschädigtenrente nach dem Impfschadengesetz (IschG) zu Recht erkannt: 

A) 

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.  

B) 

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig. 
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E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e :  

I. Verfahrensgang: 

1. Am 12.05.1975 wurde dem Beschwerdeführer eine Impfung gegen Pocken verabreicht. Mit 

Bescheid des Bundesministers für Gesundheit und öffentlicher Dienst vom 03.10.1990 wurde 

dem Beschwerdeführer, nach Einholung eines medizinischen Sachverständigengutachtens 

vom 27.06.1990, aufgrund der als Impfschaden festgestellten Gesundheitsschädigungen 

(„Obere Plexuslähmung links“ und „Geringe Heimiparese links“) eine Beschädigtenrente 

gemäß § 1 Z 1 in Verbindung mit § 2 Abs. 1 lit. c und Abs. 2 lit. a des Impfschadengesetzes 

(ISchG), BGBl. Nr. 371/1973, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 71/1980 und 

54/1981, nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE) von 60 von hundert (v.H.) 

zuerkannt. 

2. Mit einer von Amts wegen festgesetzten Nachuntersuchung betreffend die Überprüfung 

der Einschätzung der Minderung der Erwerbstätigkeit wurde ein medizinisches 

Sachverständigengutachten eingeholt. Mit Sachverständigengutachten vom 04.12.2001 

wurden keine Änderungen des Grades der Minderung der Erwerbsfähigkeit gegenüber dem 

der letzten Rentenbemessung zugrunde gelegten Befund vom 27.06.1990 festgestellt. 

3. Mit E-Mailnachricht vom 14.11.2022 stellte der Beschwerdeführer beim 

Sozialministeriumservice, Landesstelle Kärnten (in der Folge als belangte Behörde 

bezeichnet), den gegenständlichen Antrag auf Neubemessung seiner Beschädigtenrente und 

fügte einen Arztbrief eines näher genannten Facharztes für Orthopädie, orthopädische 

Chirurgie und Unfallchirurgie bei. 

4. Die belangte Behörde ersuchte den ärztlichen Dienst des Sozialministeriumservice, 

Landesstelle Kärnten, mit Schreiben vom 14.11.2022 ein medizinisches 

Sachverständigengutachten auf Grundlage einer persönlichen Untersuchung des 

Beschwerdeführers zu erstellen. 

5. In dessen Gutachten vom 11.02.2023, welches auf einer persönlichen Untersuchung des 

Beschwerdeführers am 24.01.2023 beruht, diagnostizierte der allgemein beeidete und 

gerichtlich zertifizierte medizinische Sachverständige aus dem Fachbereich für 

Allgemeinmedizin dem Beschwerdeführer eine „obere Plexuslähmung links“ und eine 

„geringe Hemiparese links“ mit einer gesamten MdE von 60 v.H. Als akausale Leiden stellte 

der Gutachter „rez. Kopfschmerzen“, „Schmerzen in der rechten Schulter nach 

Schulterverletzung“, „Kniegelenksschmerzen“, sowie „Hüftgelenksschmerzen“ fest. Bei der 
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„oberen Plexuslähmung links“ und „geringen Hemiparese links“ habe der Sachverständige 

keine Änderungen gegenüber dem Vorgutachten feststellen können, weswegen keine 

Steigerung der MdE geboten sei. Sämtliche übrigen Leiden seien, wie bereits im Vorgutachten 

ebenso festgehalten, akausal. Zusammengefasst könne gesagt werden, dass bezüglich des 

Impfschadens keine Änderung eingetreten sei und auch keine einschätzbaren Folgeschäden 

bzw. Spätfolgen vorliegen würden. 

6. Mit Schreiben vom 07.03.2023 teilte die belangte Behörde dem Beschwerdeführer mit, dass 

nach dem Ergebnis des medizinischen Beweisverfahrens keine für die Höhe der 

Beschädigtenrente maßgebende Änderung seines Gesundheitszustandes eingetreten sei. 

Dem Beschwerdeführer wurde unter Anschluss des oben genannten medizinischen 

Sachverständigengutachtens die Möglichkeit eingeräumt, hierzu binnen zwei Wochen eine 

Stellungnahme abzugeben.  

7. Nach einer Fristverlängerung bis Ende April übermittelte der Beschwerdeführer mit E-

Mailnachricht vom 26.04.2023 einen Einspruch, in dem er ausführte, dass das erstatte 

Gutachten nicht seinem derzeitigen Gesundheitszustand in Bezugnahme auf seine 

Impfschäden entspreche. Medizinische Unterlagen bringe er nachträglich ein. 

8. Nach weiteren Fristverlängerungen übermittelte der Beschwerdeführer mit E-

Mailnachricht vom 05.06.2023 einen zweiten Einspruch. Das Sachverständigengutachten vom 

11.02.2023 beschreibe nicht den derzeitigen Zustand seiner Einschränkungen. Als Anhang 

übermittelte der Beschwerdeführer ein Arztschreiben eines näher genannten Facharztes für 

Orthopädie und orthopädische Chirurgie und ein Schreiben eines näher genannten 

Psychotherapeuten und Psychologen. 

9. Mit Schreiben vom 13.07.2023 ersuchte die belangte Behörde den bereits befassten 

Sachverständigen um eine ergänzende Stellungnahme. 

10. In dessen Stellungnahme vom 24.07.2023, eingelangt am 25.07.2023, führt der allgemein 

beeidete und gerichtlich zertifizierte medizinische Sachverständige aus dem Fachbereich für 

Allgemeinmedizin aus, dass in den Anhängen der Stellungnahme des Beschwerdeführers 

angeführt werde, dass sich bei bestehender Beinlängendifferenz eine zunehmende 

Lumboischialgie rechts bei höhergradigen Verschleißerscheinungen zeige, die zusätzlich das 

Leistungskalkül mindere. Dazu sei bereits ausgeführt worden, dass die Beinlängendifferenz 

und daraus resultierende Fehlbelastungen und Verschleißerscheinungen der Wirbelsäule 

völlig akausal seien. Der Beschwerdeführer gebe als Vorschäden Frakturen im Bereich des 

rechten Ober- und Unterschenkels an. Bezüglich den Ausführungen hinsichtlich der 

Funktionsausfälle der linken oberen Extremität sehe der Gutachter keinen Widerspruch. 
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Zudem wies der Gutachter auf seine detaillierten Ausführungen im Gutachten vom 11.02.2023 

hin. 

11. Mit dem angefochtenen Bescheid vom 25.08.2023 wies die belangte Behörde den am 

14.11.2022 eingebrachten Antrag des Beschwerdeführers auf Neubemessung der 

Beschädigtenrente wegen Verschlimmerung der mit Bescheid vom 03.10.1990 anerkannten 

Gesundheitsschädigungen ab. 

Begründend führte die belangte Behörde im Wesentlichen aus, es könne nach dem Ergebnis 

des medizinischen Beweisverfahrens, insbesondere nach dem eingeholten ärztlichen 

Sachverständigengutachten eines Arztes für Allgemeinmedizin mit Untersuchung am 

24.01.2023, ausgeschlossen werden, dass eine für die Höhe der Beschädigtenrente 

maßgebende Änderung gegenüber den Vergleichsbefunden vom 27.06.1990 (Zuerkennung 

der Beschädigtenrente) und vom 04.12.2001 (amtswegige Nachuntersuchung) eingetreten 

sei. Die MdE betrage gemäß § 21 HVG weiterhin 60 v.H. Aufgrund der im Rahmen des 

Parteiengehörs vorgebrachten Einwendungen sei eine ergänzende Stellungnahme eingeholt 

worden. Die Einwendungen seien in Gesamtschau nicht geeignet gewesen, eine 

anderslautende Entscheidung zu begründen. Die Stellungnahme vom 24.07.2023 wurde als 

Beilage übermittelt. 

12. Mit E-Mailnachricht vom 27.10.2023 übermittelte der Beschwerdeführer fristgerecht eine 

Beschwerde. Darin führte er lediglich aus, dass er mit dem erstellten 

Sachverständigengutachten nicht einverstanden sei. 

13. Die belangte Behörde legte den Beschwerdeakt mit Schreiben vom 07.11.2023 dem 

Bundesverwaltungsgericht zur Entscheidung vor, wo dieser am 10.11.2023 einlangte. 

II.  Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen: 

1. Feststellungen: 

Der Beschwerdeführer ist am  XXXX geboren. 

Der Beschwerdeführer bezieht aufgrund der als Impfschädigung anerkannten 

Gesundheitsschädigungen „Obere Plexuslähmung links“ und „Geringe Heimiparese links“, 

welche seit 03.10.1990 mit einer Minderung der Erwerbsfähigkeit auf 60 v.H. eingestuft sind, 

eine Beschädigtenrente nach dem Impfschadengesetz (IschG) in Verbindung mit dem 

Heeresversorgungsgesetz (HVG), idF BGBl. I. Nr. 57/2015. 

Am 14.11.2022 stellte der Beschwerdeführer einen Antrag auf Neubemessung der 

Beschädigtenrente. 

Ausmaß der Funktionseinschränkungen des Beschwerdeführes: 
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Caput: HNAP frei, Pupillen rund, isokor, reagieren auf L und C Bulbusstellung und Motilität 

normal, kein Nystagmus Seitengleiche Gesichtsinnervation, Zunge kommt gerade vor, 

Gaumensegel hebt median, keine Schluck- oder Sprachstörung. 

Colium: Keine Struma, keine Lymphknoten, keine Einflussstauung.  

Thorax: Seitengleich atemweitbar. 

Pulmo: VA bds., keine RG’s, keine Dyspnoe, unauff. Exs- und Inspirium, sonorer KS. 

Cor: HTrein, rhythm., normofrequent, Herzgrenze percutorisch in der Norm, kein Geräusch, 

RR 130/85 HF 78 

Abdomen: BD weich, etwas überm IHN, Leber am Rippenbogen, die Milz nicht tastbar,keine 

pathologischen Resistenzen, Bruchpforten geschlossen, NL frei, keine Inkontinenzversorgung, 

kein Hinweis auf neurogene Blasen-Mastdarmstörung. 

Obere Extremitäten links: 

Der Muscuius deltoideus deutlich verschmächtigt ebenso der Muscuius biceps brachii und 

supraspinatus. Eine Abduktion im linken Schultergelenk nur andeutungsweise ca. 5 Grad 

möglich, ebenso eine Anteversion, deutlich eingeschränkte Retroversion, Nackengriff nicht 

möglich, Schürzenbandgriff bis zur unteren LWS; Griff zur Gegenschulter bis Brusthöhe. Passiv 

Abduktion bis 90, Anteversion bis gut 90; Keine Krepitation, keine Schmerzangabe, kein 

Impingement Ellbogenbeugung mittelgradig bis höhergradig paretisch, Strecken viert- bis 

fünftgradig paretisch.  

Obere Extremitäten rechts (Gebrauchsarm): 

Supination im rechten Unterarm ca. drittgradig paretisch, Hand- und 

Fingergelenksbeweglichkeit frei, Kraft uneingeschränkt Faustschluss vollständig. Sämtliche 

Greifungen kraftvoll durchführbar, Koordination und Sensibilität ungestört. BSR und TSR 

auslösbar. Oberflächensensibilität im Bereich des Deltoideus wird als vermindert beschrieben. 

Freie Beweglichkeit im rechten Schultergelenk bei endgradigen Schmerzangaben (hätte sich 

die Schulter verletzt), die Trophik, Motorik und Mobilität der rechten OE unauffällig. 

Untere Extremitäten: 

Beide Beine können gestreckt von der Unterlage abgehoben werden. Die 

Hüftgelenksbeweglichkeit links zeigt einen Rotationsschmerz bei der Außen- und 

Innenrotation Hüftgelenksbeweglichkeit rechts ist frei ohne Schmerzangabe. Die Kniegelenke 

sind äußerlich unauffällig, die Beugung und Streckung ist uneingeschränkt, leichtes 

Gelenksreiben mit Schmerzangabe, der Bandapparat ist stabil. 
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Fuß- und Zehengelenke sind frei beweglich, Zehenballenstand, Fersenstand, Einbeinstand bds. 

durchführbar, keine auffällige Seitendifferenz der Bemuskelung. Die Reflexe seitengleich 

auslösbar. KH-Versuch ungestört, Babinski neg. Das Gangbild gerade und unauffällig mit 

normalem Schrittmaß und normalem Abrollvorgang, kein Hinweis auf Ataxie. Durchblutung, 

Sensibilität und Motorik unauffällig. 

Wirbelsäule: 

Befindet sich im Bezug auf C 7 im Lot, es zeigt sich eine leicht verstärkte thoracale Kyphose. 

Nirgends ein Klopfschmerz, nirgends ein wesentlicher Druckschmerz über den Dornfortsätzen.  

Halswirbelsäule: 

Physiologisch gekrümmt, Kopfseitenneigung nach rechts und links uneingeschränkt, ebenso 

die Kopfseitendrehung, die Reklination ist uneingeschränkt, der Kinn- Brustabstand beträgt 1 

QF, keine Nervendehnungszeichen, Nackenmuskulatur nicht verspannt, DS occipital. 

Brustwirbelsäule: 

Leicht verstärkte thoracale Kyphose, angedeutete Skoliose, bei Schulterhöherstand links, 

Rumpfdrehung nach rechts und links uneingeschränkt, ebenso die Rumpfseitenneigung, 

paravertebrale Muskulatur nicht verspannt, Trapezius druckdolent. 

Lendenwirbesläule: 

Physiol. gekrümmt, Retroflexion, Anteflexion unauffällig. Seitenneigung uneingeschränkt, FBA 

im Stehen 15 cm, Bewegungsmuster im normalen Tempo ohne Ausweichbewegungen, 

paravertebrale Muskulatur unauffällig Ischiasdruckpunkte und ISG sind frei. 

DIAGNOSEN: 

Kausale Leiden: 

1.) Obere Plexuslähmung li. IV/i/461       60 %   1/1   60 % 

2.) Geringe Hemiparese li. IV/g/435         10%    1/1   10% 

Gesamt MdE 60 v.H. 

Akausale Leiden: 

- Rezidivierende Kopfschmerzen 

- Schmerzen in der rechten Schulter nach Schulterverletzung 

- Kniegelenksschmerzen  

- Hüftgelenksschmerzen 
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Die seit 27.06.1990 eingetretene Verschlechterung des Gesundheitszustandes des 

Beschwerdeführers ist ausschließlich auf seine akausalen Leiden zurückzuführen. 

2. Beweiswürdigung: 

Die Feststellung zum Geburtsdatum des Beschwerdeführers ergibt sich aus dem Akteninhalt. 

Die Feststellungen zu den als Impfschaden anerkannten Gesundheitsschädigungen mit einer 

Minderung der Erwerbsfähigkeit von 60 v.H. aufgrund derer der Beschwerdeführer eine 

Beschädigtenrente nach dem ISchG in Verbindung mit dem HVG bezieht, ergeben sich aus 

dem Bescheid des Bundesministers für Gesundheit und öffentlicher Dienst vom 03.10.1990, 

welchem ein medizinisches Sachverständigengutachten vom 27.06.1990 zugrunde gelegt 

wurde. 

Die Feststellung zum Ausmaß der Funktionseinschränkungen und dass die seither 

eingetretene Verschlechterung des Gesundheitszustandes des Beschwerdeführers 

ausschließlich auf die akausalen Leiden des Beschwerdeführers zurückzuführen ist, ergibt sich 

aus dem durch die belangte Behörde eingeholten Sachverständigengutachten eines Arztes für 

Allgemeinmedizin vom 11.02.2023, basierend auf einer persönlichen Untersuchung des 

Beschwerdeführers am 24.01.2023. 

Bereits 1990 bestanden beim Beschwerdeführer die akausalen Leiden „Kopfschmerzen“ und 

„Kreuzschmerzen“, welche im Sachverständigengutachten vom 27.06.1990 festgehalten 

wurden (vgl. AS 103). Am 28.11.2001 fand eine amtswegig durchgeführte Nachtuntersuchung 

statt. Im daraufhin erstatteten Sachverständigengutachten vom 04.12.2001 wurden dieselben 

kausalen – „Obere Plexuslähmung links“ und „Geringgradige Hemiparese links“ – und 

akausalen Leiden – „Kopfschmerzen von Spannungstyp“ und „Kreuzschmerzen“ – wie bereits 

im Jahr 1990, festgestellt. Eine Nachuntersuchung wurde nicht mehr empfohlen, da die 

kausalen Leiden als Endzustand festgestellt wurden. 

Im aktuellen – und dem angefochtenen Bescheid zugrundeliegenden – 

allgemeinmedizinischen Sachverständigengutachten vom 11.02.2023 wurden als akausale 

Leiden „Rez. Kopfschmerzen“, „Schmerzen in der rechten Schulter nach Schulterverletzung“, 

„Kniegelenksschmerzen“, sowie „Hüftgelenksschmerzen“ festgestellt. Der Gutachter führte 

dazu schlüssig aus, dass sich betreffend des kausalen Leidenszustands – „Obere 

Plexuslähmung links“ – keine einschätzungsrelevante Änderung oder Verschlechterung oder 

Folgeschaden ergeben hat. Bei diesem Impfschaden besteht laut Sachverständiger seit langer 

Zeit ein Endzustand (wie bereits im Vorgutachten vom 04.12.2001 festgestellt). Auch die 

leichte Fehlstellung und Fehlbelastung der Wirbelsäule wurde bereits im Richtsatz von 60 v.H. 

erfasst. Bezugnehmend auf die zuletzt diagnostizierte „Geringe Hemiparese links“ konnte der 
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Gutachter diese in seiner klinischen Untersuchung nicht mehr verifizieren. Sämtliche übrigen 

angeführten Leiden sind akausal. Der Beschwerdeführer selbst gab im Zuge der Untersuchung 

an, dass er vor allem Schmerzen in den Kniegelenken, Hüftgelenken und in der rechten 

Schulter habe. Die rechte Schulter habe er sich verletzt und er habe mehrfach Brüche an den 

unteren Extremitäten erlitten. Ein kausaler Zusammenhang mit dem Impfschaden – „Obere 

Plexuslähmung links“ –  kann jedoch nicht hergestellt werden. Laut dem Gutachter sind 

Kopfschmerzen vom Spannungstyp und gelegentlich Migräneanfälle nicht auf einen 

Impfschaden zurückzuführen, da laut den umfangreichen Voruntersuchungen im Zuge des 

ersten Sachverständigengutachtens vom 27.06.1990 niemals eine „Impfencephalitis“ 

festgestellt werden konnte (vgl. AS 17-36). Die Leiden wurden zudem auch in den vorigen zwei 

Gutachten als akausal abgelehnt. 

Insofern der Beschwerdeführer in seinen Stellungnahmen vom 26.04.2023 und vom 

05.06.2023 vorbringt, dass die im Sachverständigengutachten vom 11.02.2023 enthaltenen 

Angaben nicht den derzeitigen Zustand seiner Einschränkungen beschreiben würden, 

begründete er dies nicht und legte auch keine medizinischen Befunde vor, die geeignet wären, 

eine andere Beurteilung der festgestellten kausalen Leiden mit einem eventuell höheren Grad 

der Minderung der Erwerbsfähigkeit herbeizuführen, bzw. eine zwischenzeitig eingetretene 

Verschlechterung der Leidenszustände zu belegen und allenfalls zu einer anderen rechtlichen 

Beurteilung zu führen.  

Das der Stellungnahme vom 05.06.2023 beigelegte Schreiben eines näher genannten 

Psychotherapeuten und Psychologen vom 31.05.2023 diagnostiziert dem Beschwerdeführer 

laut ICD-10 eine „Mittelgradige depressive Episode“ (F32.1), eine „Lumboischialgie“ (M54.4), 

eine „Panikstörung [episodisch paroxysmale Angst]“ (F41.0) und eine „Migräne ohne Aura 

[Gewöhnliche Migräne]“ (G43.0) (vgl. AS 462). Der Beschwerdeführer sei seit Mai 2022 in 

psychotherapeutischer Behandlung, seine anhaltenden Schmerzen seien weder 

medikamentös noch therapeutisch ausreichend veränderbar, weswegen seine Lebensqualität 

und Leistungsfähigkeit gering bleibe und daraus eine erhöhte Niedergeschlagenheit, 

Antriebslosigkeit und Depressivität resultiere. Diese akausalen Leiden wurden jedoch vom von 

der belangten Behörde beigezogenen Gutachter bereits im Sachverständigengutachten vom 

11.02.2023 ausreichend behandelt (vgl. AS 442, 447, 450) und führen insgesamt zu keiner 

Änderung der Minderung der Erwerbsfähigkeit. 

Das weiters vorgelegte Arztschreiben eines Facharztes für Orthopädie und orthopädische 

Chirurgie vom 02.06.2023 diagnostizierte dem Beschwerdeführer eine „Lumboischialgie 

rechts“ und eine „Parese obere Extremität links bei Z.n. Impfschaden“ (vgl. AS 461). Es zeige 

sich ein Funktionsverlust im Bereich der linken Schulter bzw. Arms, dieser sei aufgrund der 
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höhergradigen Paresen der Kennmuskeln der linken Schulter als Hilfshand zu werten. 

Aufgrund der Fehlbelastung im Bereich der Wirbelsäule komme es bei 

Verschleißerscheinungen ebenso zu Problemen im Alltag. Begleitend zeige sich eine, bei 

bestehender Beinlängendifferenz, zunehmende Lumboischialgie rechts bei höhergradigen 

Verschleißerscheinungen welche das Leistungskalkül zusätzlich mindern würden. Der von der 

belangten Behörde beauftragte Sachverständige führte in seiner ergänzenden Stellungnahme 

vom 24.07.2023 hierzu aus, dass die angeführte Beinlängendifferenz und die daraus 

resultierenden Fehlbelastungen und Verschleißerscheinungen der Wirbelsäule völlig akausal 

sind, zumal der Beschwerdeführer als Vorschäden auch Frakturen im Bereich des rechten 

Ober- und Unterschenkels angegeben hat (vgl. AS 444, 445: „[…] habe jedoch mit 8 oder 9 

Jahren eine Oberschenkelfraktur und Wadenbeinfraktur rechts gehabt und vor ca. 20 Jahren 

eine Handgelenksfraktur rechts (Kahnbein?), auch den linken Unterschenkel habe er vor ca. 30 

Jahren gebrochen, alle Brüche wären konservativ behandelt worden.“). Abschließend führte 

der Sachverständige aus, dass er in den Ausführungen hinsichtlich der Funktionsausfälle der 

linken oberen Extremität keinen Widerspruch sieht. Einen Zusammenhang zwischen dem 

erfolgten Impfschaden und den vorliegenden Beschwerden konnte der Beschwerdeführer mit 

den vorgelegten medizinischen Unterlagen somit nicht objektivieren. Abschließend ist noch 

anzumerken, dass der näher genannte Facharzt des Befundes 02.06.2023 folgerichtig 

feststellte, dass die Beurteilung bzw. Feststellung einer Leistungsverminderung oder 

Zusammenhängen mit Vorerkrankungen der Beurteilung des zuständigen ärztlichen 

Sachverständigen unterliegt. Die Beurteilung eines etwaigen Zusammenhanges mit dem 

festgestellten Impfschaden war nicht Gegenstand dieses Befundes und konnte dieser in Folge 

auch nicht objektivieren. 

In seiner Beschwerde vom 27.10.2023 brachte der Beschwerdeführer lediglich vor, dass er 

gegen den Bescheid Beschwerde einlege, da er mit der Neueinschätzung seines Impfschadens 

durch den Sachverständigen und somit mit dem erstellten Gutachten, nicht einverstanden sei. 

Der E-Mailnachricht legte er keine weiteren medizinischen oder sonstigen Unterlagen bei. 

Mit seinem Vorbringen in seinen Stellungnahmen und seiner Beschwerde ist der 

Beschwerdeführer damit den Ausführungen des medizinischen Sachverständigen nicht auf 

gleicher fachlicher Ebene entgegengetreten, steht es dem Antragsteller, so er der Auffassung 

ist, dass seine Leiden nicht hinreichend berücksichtigt wurden, nach der Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes doch frei, das im Auftrag der Behörde erstellte Gutachten durch die 

Beibringung eines Gegengutachtens eines Sachverständigen seiner Wahl zu entkräften (vgl. 

etwa VwGH 27.06.2000, 2000/11/0093). 
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Seitens des Bundesverwaltungsgerichtes bestehen folglich keine Zweifel an der Richtigkeit, 

Vollständigkeit, Widerspruchsfreiheit und Schlüssigkeit des vorliegenden 

Sachverständigengutachtens vom 11.02.2023, samt ergänzender Stellungnahme vom 

24.07.2023, und werden diese daher in freier Beweiswürdigung der gegenständlichen 

Entscheidung zu Grunde gelegt. 

3.  Rechtliche Beurteilung: 

Zu Spruchteil A)  

Die gegenständlich maßgeblichen Bestimmungen des Impfschadengesetzes (IschG), BGBl. Nr. 

371/1973 idgF BGBl. I Nr. 215/2022, lauten auszugsweise: 

„§ 1. Der Bund hat für Schäden, die durch eine Schutzimpfung auf Grund 

1. […] 

2.  des bis zum 31. Dezember 1980 geltenden Bundesgesetzes über Schutzimpfungen 

gegen Pocken (Blattern), BGBl. Nr. 156/1948, 

[…] 

verursacht worden sind, nach Maßgabe dieses Bundesgesetzes Entschädigung zu leisten. 

[…] 

§ 2. (1) Als Entschädigung sind zu leisten: 

a) Übernahme der Kosten für die Behandlung zur Besserung oder Heilung des Impfschadens: 
1.  ärztliche Hilfe; 
2.  Versorgung mit den notwendigen Arznei-, Verband- und Heilmitteln; 
3.  Versorgung mit orthopädischen Behelfen; 
4. Pflege und Behandlung in Krankenanstalten und Kuranstalten in der allgemeinen 
Pflegegebührenklasse; 
5. die mit der Behandlung verbundenen unvermeidlichen Reise- und Transportkosten, 
erforderlichenfalls auch für eine Begleitperson; 

b) Übernahme der Kosten für Maßnahmen zur Rehabilitation unter sinngemäßer Anwendung 
der lit. a Z 1 bis 5; 

c) wiederkehrende Geldleistungen im gleichen Ausmaß wie die entsprechenden 
Geldleistungen nach dem Heeresversorgungsgesetz (HVG), BGBl. Nr. 27/1964 in der 
geltenden Fassung: 
1. Beschädigtenrente gemäß §§ 21 und 23 bis 25 HVG kann auf Grund des Alters, in dem 
die Schädigung erlitten wurde, keine Ausbildung gemäß § 24 Abs. 8 HVG festgestellt 
werden, ist die Bemessungsgrundlage entsprechend der Einstufung in den gehobenen 
Dienst (Entlohnungsschema I, Entlohnungsgruppe b samt Verwaltungsdienstzulage) und 
für Zeiträume nach dem 1. Jänner 1999 nach dem Entlohnungsschema v 
(Entlohnungsgruppe v2, Bewertungsgruppe v2/1) nach dem 
Vertragsbedienstetengesetz 1948-VBG zu errechnen; 

[…] 

§ 3. […] 
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(2) Über Ansprüche auf Entschädigung nach diesem Bundesgesetz entscheidet das Bundesamt 
für Soziales und Behindertenwesen. 

(3) Soweit dieses Bundesgesetz nicht Abweichendes bestimmt, sind die §§ 2, 31a, 54 bis 60, 
65 bis 67, 69 bis 72, 73a, 82, 83 Abs. 1, 85 Abs. 1 erster Satz und Abs. 2, 86, 87, 88, 88a, 92 bis 
94a und 98a Abs. 7 und 8 HVG sinngemäß anzuwenden. Die §§ 5 und 6 des 
Heeresentschädigungsgesetzes, BGBl. I Nr. 162/2015, sind sinngemäß mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass an die Stelle der Allgemeinen Unfallversicherungsanstalt das Bundesamt 
für Soziales und Behindertenwesen tritt und die Mitwirkungspflicht sich nicht auf die 
militärischen Dienststellen bezieht. 

[…] 

§ 7. (1) Ein auf Grund der Bestimmungen des § 14 Abs. 1 lit. c des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 
156/1948 bereits anerkannter Impfschaden ist als Impfschaden im Sinne dieses 
Bundesgesetzes zu entschädigen. Die für solche Impfschäden bisher geleisteten 
Entschädigungen sind bis zu einer Entscheidung über die Entschädigung nach diesem 
Bundesgesetz in der bisherigen Höhe weiterzuleisten. 

(2) Die in Abs. 1 genannten Leistungen sind mit Wirksamkeit vom Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Bundesgesetzes als Leistungen nach diesem Bundesgesetz zuzuerkennen. Hiebei gelten 
die bisher gewährten Unterstützungsbeiträge als Pflegebeitrag und Renten als 
Beschädigtenrente. Sind diese Leistungen in ihrer Höhe geringer als die nach diesem 
Bundesgesetz vorgesehenen Leistungen, so sind sie auf das entsprechende Ausmaß zu 
erhöhen; sind sie höher, im bisherigen Ausmaß weiterzuleisten.“ 

Die maßgeblichen Bestimmungen des bereits außer Kraft befindlichen, dennoch in Auszügen 

weiterhin anzuwendenden Heeresversorgungsgesetzes (HVG) lauten wie folgt: 

„§ 21. (1) Der Beschädigte hat Anspruch auf Beschädigtenrente, wenn seine Erwerbsfähigkeit 
infolge der Dienstbeschädigung über drei Monate nach dem Eintritt der 
Gesundheitsschädigung (§ 2) hinaus um mindestens 20 vH vermindert ist; die 
Beschädigtenrente gebührt für die Dauer der Minderung der Erwerbsfähigkeit um mindestens 
20 vH. Unter Minderung der Erwerbsfähigkeit im Sinne dieses Bundesgesetzes ist die durch 
Dienstbeschädigung bewirkte körperliche Beeinträchtigung im Hinblick auf das allgemeine 
Erwerbsleben zu verstehen. 

(2) Die Minderung der Erwerbsfähigkeit im Sinne des Abs. 1 ist nach Richtsätzen 
einzuschätzen, die den wissenschaftlichen Erfahrungen entsprechen. Diese Richtsätze sind 
durch den Bundesminister für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Landesverteidigung nach Anhörung des Bundesbehindertenbeirates (§§ 8 bis 13 des 
Bundesbehindertengesetzes, BGBl. Nr. 283/1990) durch Verordnung aufzustellen. 

[…] 

§ 23. (1) Die Minderung der Erwerbsfähigkeit wird nach durch zehn teilbaren Hundertsätzen 
festgestellt, die Durchschnittssätze darstellen. Eine um fünf geringere Minderung der 
Erwerbsfähigkeit wird von ihnen mitumfaßt. Dies gilt nicht für den Anspruch auf 
Beschädigtenrente entsprechend einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von 20 v. H.. 

(2) Beschädigte mit einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von 50 v. H. oder darüber gelten 
als Schwerbeschädigte. Als erwerbsunfähig gelten Schwerbeschädigte mit einer Minderung 
der Erwerbsfähigkeit von 90 v. H. und 100 v. H. 
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(3) Die Beschädigtenrente beträgt im Falle der Erwerbsunfähigkeit (Abs. 2) zwei Drittel der 
Bemessungsgrundlage (Vollrente), ansonsten den Teil der Vollrente, der dem Grad der 
Minderung der Erwerbsfähigkeit entspricht (Teilrente). Bei Schwerbeschädigten (Abs. 2) ist 
die Beschädigtenrente um 20 v. H. ihres Betrages zu erhöhen. 

(4) Solange ein Beschädigter infolge der Dienstbeschädigung unverschuldet erwerbslos ist, 
kann die Teilrente unter Anrechnung des sonstigen Einkommens (§ 25) auf die Vollrente 
erhöht werden. Bei Schwerbeschädigten (Abs. 2) erhöht sich die Vollrente um 20 v. H. ihres 
Betrages. 

(5) Schwerbeschädigten gebührt zur Beschädigtenrente auf Antrag ein Erhöhungsbetrag. Der 
Erhöhungsbetrag ist in dem Ausmaß zu leisten, als die Beschädigtenrente nach Abs. 3 und 4 
den Rentenbetrag nicht erreicht, der dem Schwerbeschädigten im Falle eines Anspruches auf 
Grund- und Zusatzrente gemäß §§ 11, 12 und 63 des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957, 
BGBl. Nr. 152 gebühren würde. 

[…] 

Dem Beschwerdeführer wurde am 04.05.1976 eine Impfung gegen Pocken verabreicht. 

Infolge dessen leidet der Beschwerdeführer an als Impfschaden im Sinne des 

Impfschadengesetzes anerkannten Gesundheitsschädigungen („Obere Plexuslähmung links“ 

und „Geringe Heimiparese links“). Dafür ist ihm als Entschädigung unter anderem gemäß § 2 

Abs. 1 lit. c Z 1 ISchG eine Beschädigtenrente unter sinngemäßer Anwendung der 

Bestimmungen der §§ 21 und 23 bis 25 HVG zu leisten. Eine solche wurde im Bescheid der 

belangten Behörde vom 03.10.1990 entsprechend einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von 

60 v.H. gewährt.  

Mit Bescheid vom 25.08.2023 wurde der Antrag des Beschwerdeführers vom 14.11.2022 auf 

Neubemessung der Beschädigtenrente wegen Verschlimmerung der mit Bescheid vom 

03.10.1990 anerkannten Gesundheitsschädigungen abgewiesen.  

Wie bereits unter Punkt II.2. ausgeführt, ergibt sich aus dem seitens der belangten Behörde 

eingeholten Sachverständigengutachten eines Arztes für Allgemeinmedizin vom 11.02.2023 

(samt ergänzender Stellungnahme vom 24.07.2023), dass gegenüber dem dem Bescheid vom 

03.10.1990 zugrunde gelegten Sachverständigengutachten vom 27.06.1990 und dem im 

Rahmen einer amtswegigen Nachuntersuchung eingeholten Sachverständigengutachtens 

eines Facharztes für Neurologie vom 04.12.2001, dass keine maßgebliche Änderung im 

Zustand der anerkannten Impfschäden eingetreten ist. Die Verschlechterung des 

Gesundheitszustandes des Beschwerdeführers ist ausschließlich auf akausale Leiden 

zurückzuführen, somit ergibt sich keine Änderung der Richtsatzeinschätzung aus den Jahren 

1990 und 2001 und damit auch keine Erhöhung der gewährten Beschädigtenrente.  

Der Beschwerdeführer ist – wie ebenfalls bereits unter Punkt II.2. ausgeführt – den 

gutachterlichen Beurteilungen weder substantiiert noch auf gleicher fachlicher Ebene 
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entgegengetreten und hat auch sonst keine Beweismittel vorgelegt, welche fundierte 

Anhaltspunkte enthalten, das Ergebnis des eingeholten Sachverständigenbeweises zu 

entkräften. 

Die Beschwerde war daher spruchgemäß abzuweisen. 

Zum Entfall einer mündlichen Verhandlung: 

Gemäß § 24 Abs. 1 VwGVG hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies für 

erforderlich hält, von Amts wegen eine öffentliche mündliche Verhandlung durchzuführen. 

Gemäß § 24 Abs. 2 VwGVG kann die Verhandlung entfallen, wenn 

1. der das vorangegangene Verwaltungsverfahren einleitende Antrag der Partei oder die 

Beschwerde zurückzuweisen ist oder bereits auf Grund der Aktenlage feststeht, dass der 

mit Beschwerde angefochtene Bescheid aufzuheben, die angefochtene Ausübung 

unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt oder die 

angefochtene Weisung für rechtswidrig zu erklären ist oder 

2. die Säumnisbeschwerde zurückzuweisen oder abzuweisen ist. 

Gemäß § 24 Abs. 3 VwGVG hat der Beschwerdeführer die Durchführung einer Verhandlung in 

der Beschwerde oder im Vorlageantrag zu beantragen. Den sonstigen Parteien ist Gelegenheit 

zu geben, binnen angemessener, zwei Wochen nicht übersteigender Frist einen Antrag auf 

Durchführung einer Verhandlung zu stellen. Ein Antrag auf Durchführung einer Verhandlung 

kann nur mit Zustimmung der anderen Parteien zurückgezogen werden.  

Gemäß § 24 Abs. 4 VwGVG kann, soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes 

bestimmt ist, das Verwaltungsgericht ungeachtet eines Parteiantrags von einer Verhandlung 

absehen, wenn die Akten erkennen lassen, dass die mündliche Erörterung eine weitere 

Klärung der Rechtssache nicht erwarten lässt, und einem Entfall der Verhandlung weder Art. 

6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, BGBl. Nr. 

210/1958, noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union, Abl. Nr. C 83 vom 

30.03.2010 S. 389 entgegenstehen.  

Im vorliegenden Fall wurde eine Verhandlung vom Bundesverwaltungsgericht nicht für 

erforderlich erachtet, zumal für die Entscheidung über die vorliegende Beschwerde der 

maßgebliche Sachverhalt durch Aktenstudium des vorgelegten Fremdaktes, insbesondere 

auch der Beschwerde, zu klären war. Alle aus Sicht des Bundesverwaltungsgerichtes 

notwendigen Unterlagen befanden sich im Verwaltungsakt und konnten demgemäß 

entsprechend rechtlich gewürdigt werden. Damit liegt ein besonderer Grund vor, welcher 

auch im Lichte der Rechtsprechung des EGMR eine Einschränkung des Grundrechts auf 
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Durchführung einer öffentlichen mündlichen Verhandlung zulässt. Im Fall Faugel (EGMR 

20.11.2003, 58647/00 und 58649/00) wurde ein solch besonderer Grund, der von der Pflicht 

zur Durchführung einer Verhandlung entbindet, etwa dann angenommen, wenn in einem 

Verfahren ausschließlich rechtliche oder höchst technische Fragen zur Diskussion stehen. Der 

Beschwerdeführer erstattete, wie in der Beweiswürdigung bereits ausgeführt, kein konkretes 

sachverhaltsbezogenes Vorbringen, welches mit der Partei mündlich zu erörtern gewesen 

wäre, und die Beweiswürdigung der belangten Behörde wurde auch nicht substantiiert 

bekämpft. Die Durchführung einer mündlichen Beschwerdeverhandlung hätte aufgrund des 

klaren Sachverhaltes zu keinem anderen Ergebnis führen können. Keine der Parteien hat die 

Durchführung einer mündlichen Beschwerdeverhandlung beantragt. 

Art. 6 EMRK bzw. Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union stehen somit 

dem Absehen von einer mündlichen Verhandlung gemäß § 24 Abs. 4 VwGVG nicht entgegen. 

Im vorliegenden Fall wurde darüber hinaus seitens beider Parteien eine mündliche 

Verhandlung nicht beantragt (vgl. VwGH 16.12.2013, 2011/11/0180 mit weiterem Verweis auf 

die Entscheidung des EGMR vom 21.03.2002, Nr. 32.636/96). All dies lässt die Einschätzung 

zu, dass die mündliche Erörterung eine weitere Klärung der Rechtssache nicht erwarten ließ 

und eine Entscheidung ohne vorherige Verhandlung im Beschwerdefall nicht nur mit Art. 6 

EMRK und Art. 47 GRC kompatibel ist, sondern auch im Sinne des Gesetzes (§ 24 Abs. 1 

VwGVG) liegt, weil damit dem Grundsatz der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und 

Kostenersparnis (§ 39 Abs. 2a AVG) gedient ist, gleichzeitig aber das Interesse der materiellen 

Wahrheit und der Wahrung des Parteiengehörs nicht verkürzt wird. 

Zu Spruchteil B)  

Gemäß § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder 

Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der 

Ausspruch ist kurz zu begründen. 

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von der 

Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die 

gegenständliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die 

vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu 

beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu 

lösenden Rechtsfrage vor. 

Konkrete Rechtsfragen grundsätzlicher Bedeutung sind weder in der gegenständlichen 

Beschwerde vorgebracht worden noch im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht 
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hervorgekommen. Das Bundesverwaltungsgericht konnte sich bei allen erheblichen 

Rechtsfragen auf Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes bzw. auf eine ohnehin klare 

Rechtslage stützen. 


